
Herr Potenz, Sie sagen, die Tür-
kei gehört in die Europäische Uni-
on. Müssten Sie angesichts der
Griechenland-Krise nicht etwas
kleinlauter werden?

Im Gegenteil. Sowohl die Türkei
als auch die EU werden im Falle ei-
nes Beitritts nach innen und außen
stärker sein. Die Euro-Krise und
der Beitritt spielen sich auf zwei

völlig verschiedenen Zeitschienen
ab. Der Euro muss jetzt sehr
schnell stabilisiert werden - der
mögliche EU-Beitritt der Türkei
aber liegt in ferner Zukunft.

Aber zeigt die Griechenland-Krise
nicht, dass sich die EU übernom-
men hat?

Ich sehe mit Sorge, dass in diesen

Tagen nicht nur D-Mark-Nostal-
giker meinen, ohne die EU ginge
es Deutschland besser. In Umfra-
gen sagen 28 Prozent, es sei ein
Nachteil für Deutschland, Mit-
glied der EU zu sein, nur 20 Pro-
zent sehen die Mitgliedschaft als
Vorteil. Unabhängig von der Tür-
kei-Frage müssen wir besser als
bisher verstehen, worauf unser
Wohlstand gründet: nämlich vor
allem auf unserer Einbindung in
den Friedens- und Stabilitätsraum
der Europäischen Union mit ei-
nem gemeinsamen Binnenmarkt,
in den der Großteil unserer Ex-
porte geht. Wir müssen auch dar-
an denken, wie Europa in Zu-
kunft neben den Riesen China, In-
dien und Nordamerika bestehen
kann. Das wirtschaftliche Potenti-
al der Türkei und ihre Funktion
als Brücke für unsere Energiever-
sorgung aus Zentralasien und
dem Nahen Osten sind dabei von
entscheidender strategischer Be-
deutung.

Ware die EU überhaupt fähig, ein
so großes Land wie die Türkei auf-
zunehmen? Muss die Devise nicht
besser lauten: Vertiefung vor Er-
weiterung?

Damit wir die Euro-Krise überwin-
den können, werden wir die euro-
päische Integration vertiefen und
die Finanzpolitiken der Mitglied-
staaten besser koordinieren müs-
sen. Das ist richtig. Wir müssen
aber auch sehen, dass Europa von
außen betrachtet als ein alternder,

schrumpfender und undynami-
scher Kontinent erscheint. Mit
dem Türkei-Beitritt wird sich das

ändern. Wir würden der Welt au-
ßerdem zeigen, dass Europa kei-
nen Kampf der Kulturen will und
unsere Vorstellungen von Rechts-
staat und Menschenrechten auch
mit dem Islam kompatibel sind.

Damit hätte Europa den Kampf
der Kulturen in seinen eigenen
vier Wänden.

Nein, im Gegenteil. Im Übrigen
geht es um Europas Glaubwürdig-
keit gegenüber der Türkei: Schon
in den fünfziger Jahren haben wir
der Türkei eine Beitrittsperspekti-
ve gegeben, später hat sich auch
Helmut Kohl dafür ausgespro-
chen. Es gilt immer noch: pacta
sunt servanda.

Sie sagen selbst, dass die Türkei
noch nicht reif sei für einen Bei-
tritt.

Die Türkei würde zum Zeitpunkt
des EU-Beitritts eine andere sein,
als sie es heute ist. Dieser Prozess
dauert noch etliche Jahre. Noch
immer ist der Staat in der Türkei
zu stark und die Zivilgesellschaft
zu schwach, es gibt Probleme bei
der Unabhängigkeit der Justiz, der

Meinungsfreiheit, den Minderhei-
tenrechten.

. . . und die Lage der Christen am
Bosporus ist schlecht.

Das stimmt, aber auch die Chris-
ten in der Türkei befürworten ei-
nen EU-Beitritt. Sie sind der Mei-
nung, dass sich ihre Situation nur
verbessern kann, wenn das Land
weiter in Richtung EU geht. Die-
ser Hebel ist wichtig, damit es zu
Reformen kommt. Das haben uns
auch der evangelische und der ka-
tholische Pfarrer berichtet, als ich
kürzlich mit der Bundeskanzlerin
in Istanbul war.

Aber würde die EU nicht ihre
Identität und ihre Handlungsfä-
higkeit einbüßen?

Diese Argumente hat es schon im-
mer gegeben. Schon Charles de
Gaulle wollte den Beitritt Großbri-
tanniens verhindern, weil er Angst
hatte, das Machtgefüge in der EU
würde sich verändern. Als Schwe-
den und Österreich beitreten woll-
ten, hieß es, das ginge nicht, weil

die keine Nato-Mitglieder seien.
Bis jetzt haben aber alle Beitritte
die EU gestärkt.

Anders als Großbritannien und
Österreich ist die Türkei aber vor
allem arm. Es würden gewaltige
EU-Transferleistungen fällig.

Das ist Verhandlungssache. Die
EU muss bei einem Türkei-Bei-
tritt keinen Cent mehr zahlen, als

sie wirklich will. Man muss aber
auch sehen: Die Auslandsinvestitio-
nen in die Türkei sind seit Beginn
der Beitrittsverhandlungen sprung-
haft angestiegen, und die türkische
Wirtschaft entwickelt sich sehr dy-
namisch.

Wenn man Ihnen zuhört, be-
kommt man den Eindruck, Sie
wollten der Türkei mit der Bei-
trittsperspektive eine Möhre vor
die Nase halten, damit sie über-

haupt vorangeht. Von allein geht
sie wohl nicht?

Doch, gerade die jetzige Regie-
rung hat verstanden, dass Demo-
kratie, Rechtsstaatlichkeit und
Marktwirtschaft im ureigenen tür-
kischen Interesse sind. Sie weiß
auch, dass die Türkei ohne die

enge Anbindung an die EU für
ihre Nachbarstaaten nicht so inter-
essant wäre - für die Staaten am
Schwarzen Aleer und im Nahen
Osten, für Israel, Syrien und Iran,
wo Ministerpräsident Recep Tay-
yip Erdogan erst vergangene Wo-
che Gespräche über das Atompro-
gramm geführt hat. Die EU ist an
Stabilität in ihrer Nachbarschaft in-
teressiert. Die Türkei kann dazu

beitragen.

Unter diesem Gesichtspunkt müss-
te man auch die Ukraine aufneh-
men - die ist nicht einmal musli-
misch.

Die Frage stellt sich jetzt nicht,

auch wenn Polen und Balten drän-

gen. Die Türkei ist kein Präzedenz-
fall für die Ukraine oder andere
Länder.

Sie haben keine Angst vor einer

Überdehnung?
Nein. Die EU ist nicht mit den al-
ten Reichen zu vergleichen, die im-
mer mächtiger geworden sind und

dann an ihrer eigenen Größe unter-

gingen. Die EU wird eben nicht
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zentral von Brüssel aus regiert. Sie
ist eine Art Flottenverband, dem
sich weitere Schiffe anschließen
können.

Sie erwähnen in Ihrem Bach die

Zwangsehen und Ehrenmorde. Da
wird deutlich: Die Türkei ist ein is-
lamisches Land, Präsident Erdo-

gan gehört zur islamisch-konser-

vativen AKP. Passt das ¦wirklich
zu uns und dem, was viele unter
christlichem Abendland verste-
hen?

Natürlich. Niemand identifiziert
sich allein durch seine Religionszu-
gehörigkeit, sondern zum Beispiel
auch durch sein Alter oder Ge-
schlecht. Der eine geht oft in die

Kirche, der andere nie. Die Tür-
kenfurcht stammt noch aus der
Zeit, als die Türken vor Wien la-

gen. Die Türkei war schon immer
ein Teil des europäischen Mächte-
systems, sie hat sich mal mit die-
sem und mal mit jenem christli-
chen Herrscher verbündet. Auch

Spanien hat ein siebenhundertjähri-
ges islamisches Erbe mit in die EU
gebracht. Der Islam hat immer zu
Europa gehört. Der Begriff christli-
ches Abendland taucht in keinem
der europäischen Verträge auf. Er
wurde einst von denjenigen ge-
schaffen, die sich gegen die Aufklä-

rung wandten und das Mittelalter
glorifizierten.

Sie kommen aus dem katholischen
Münster. Warum wollen Sie das
christliche Abendland nicht vertei-

digen?
Das negative Islambild in Deutsch-
land hat mich schon immer umge-
trieben. Die Fatwa gegen Salman
Rushdie hat mich damals empört -
und dann las ich auch noch in der

Zeitung, dass die Lufthansa ihn
nicht mitreisen lassen wolle. Zur
Begründung hieß es: Man würde ja
auch keine Pestkranken mitneh-
men. Ich habe diese Fluggesell-
schaft dann boykottiert. Wir kön-
nen einen Zusammenprall der Kul-
turen nur verhindern, wenn wir da-

gegensteuern.
Sie stehen ziemlich allein. Nicht
einmal ein Drittel der Deutseben
ist für einen EU-Beitritt der Tür-
kei. Die Sarrazin-Debatte hat ge-
zeigt, wie groß die Angst vor Über-

fremdung ist. Ist Ihnen das egal?
Nein. Der Beitrittsprozess kann
nur erfolgreich sein, wenn es ge-
lingt, auch die Bevölkerung dafür
zu gewinnen. Die Türkei will nicht
Deutschland beitreten, sondern
der EU. Deutschland könnte ein-
seitig und verbindlich festlegen,
dass es auch nach einem Beitritt
keine Freizügigkeit für türkische
Arbeitnehmer gibt. Es gibt keine
objektiven Gründe für Überfrem-
dungsängste.

Mit Ihrer Position widersprechen
Sie Ihrer Partei und der Vorsitzen-
den Merkel, die sich für die Tür-
kei eine privilegierte Partner-
schaft wünscht. Ist dieses Nein
eine dieser letzten konservativen
Bastionen, die nach und nach der

Modernisierung der Partei zum
Opferfallen?

Noch unter Helmut Kohl hat sich
die CDU für einen EU-Beitritt
ausgesprochen, wenn die Türkei
die Beitrittskriterien erfüllt. Sie
hat sich erst unter der rot-grünen
Regierung anders orientiert. Mei-
ner Ansicht nach ist das ein Fehler.
Meine Position entspricht übri-
gens exakt dem Koalitionsvertrag.
In Niedersachsen gibt es eine tür-
kischstämmige Ministerin. Sollte
sich die CDU weiter für Muslime
öffnen - obwohl sie ein C im Na-
menführt?

Jeder, der unsere Ziele und Werte
teilt, muss in der Union mitarbei-
ten können, auch Muslime. Die
CDU muss eine Volkspartei blei-
ben, gerade in einer Einwande-
rungsgesellschaft. Dazu gehört,
dass die Einwanderer politisch mit-
wirken können. Es ist ja kein Zu-
fall, dass die meisten CDU-Ober-
bürgermeister in den Großstädten
meine Position zur EU-Mitglied-
schaft der Türkei teilen. Die Inte-
gration der Einwanderer würde
leichter werden, wenn die Türkei
Mitglied wäre. Fortschritte bei der
Integration würden auch die Zu-
stimmung in der Bevölkerung zu
einem Beitritt erhöhen. Beides

hängt zusammen.

Mit dem Vorsitzenden
des Auswärtigen Ausschusses

sprach Oliver Hoischen.

Ruprecht Polenz: Besser für beide.

Die Türkei gehört in die EU. Edition

Körber-Stiftung. 10 Euro.
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